
Anträge

Die Klägerin beantragt,

— ein Urteil zu erlassen, durch das der vorliegenden Schadens-
ersatzklage gemäß Art. 288 EG stattgegeben und festgestellt
wird, dass die Klägerin Anspruch darauf hat, vom Rat und
von der Kommission als Gesamtschuldner Schadensersatz in
einer Gesamthöhe von 2 002 344 Euro zu erhalten;

— den beklagten Organen die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klagegründe und wesentlichen Argumente sind die gleichen
wie in der Rechtssache T-217/07, Las Palmeras/Rat und Kom-
mission.

Klage, eingereicht am 16. Juli 2007 — Organisation der
Volksmojahedin Irans/Rat

(Rechtssache T-256/07)

(2007/C 211/94)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Organisation des Mojahedines du peuple d'Iran (Auvers
sur Oise, Frankreich) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte
J. P. Spitzer und D. Vaughan)

Beklagter: Rat der Europäischen Union

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— den Beschluss 2007/445/EG des Rates für nichtig zu erklä-
ren, soweit er für sie gilt;

— dem Beklagten die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klägerin begehrt die teilweise Nichtigerklärung des Beschlus-
ses 2007/445/EG des Rates vom 28. Juni 2007 zur Durchfüh-
rung von Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/
2001 über spezifische, gegen bestimmte Personen und Organisa-
tionen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des
Terrorismus und zur Aufhebung der Beschlüsse 2006/379/EG
und 2006/1008/EG (1), der die Klägerin auf der Liste der Perso-
nen, Gruppen und Organisationen belässt, deren Gelder und
andere Finanzmittel eingefroren sind.

Zur Begründung ihrer Klage trägt die Klägerin vor, dass der
angefochtene Beschluss des Rates für nichtig zu erklären sei, weil
der Rat sich weiterhin darauf stütze, dass die Klägerin auf der

Liste im Beschluss 2006/379/EG stehe, die vom Rat gemäß dem
Urteil des Gerichts erster Instanz vom 12. Dezember 2006,
Organisation des Mojahedines du peuple d'Iran/Rat (T-228/02,
Slg. 2006, II-0000), hätte aufgehoben oder geändert werden
müssen. Der Rat sei verpflichtet gewesen, den Namen der Kläge-
rin von der Liste zu entfernen.

Außerdem sei der angefochtene Beschluss unter Verletzung des
Anhörungsrechts der Klägerin und ohne angemessene Begrün-
dung gefasst worden.

Darüber hinaus sei der angefochtene Beschluss auf der Grund-
lage von Unterlagen gefasst worden, die sich alle auf den Zeit-
raum vor dem Jahr 2001 bezögen, ohne die von der Klägerin
vorgelegten Unterlagen zu berücksichtigen, die sich auf die Jahre
nach 2001 bezögen.

Diese Umstände führten zu einer Ermessensüberschreitung oder
einem Ermessensmissbrauch.

(1) ABl. 2007 L 169, S. 58.

Klage, eingereicht am 17. Juli 2007 — Französische
Republik/Kommission

(Rechtssache T-257/07)

(2007/C 211/95)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Französische Republik (Prozessbevollmächtigte:
E. Belliard, G. de Bergues, R. Loosli und A.-L. During)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— Punkt 3 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 727/2007
der Kommission vom 26. Juni 2007 (1) zur Änderung der
Anhänge I, III, VII und X der Verordnung (EG) Nr. 999/
2001 des Europäischen Parlaments und des Rates mit Vor-
schriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter
transmissibler spongiformer Enzephalopathien (2) für nichtig
zu erklären, soweit damit in Kapitel A des Anhangs VII die
Punkte 2.3 b) iii), 2.3 d) und 4 eingefügt werden;

— für den Fall, dass das Gericht den Antrag auf teilweise Nich-
tigerklärung für unzulässig hält, die Verordnung Nr. 727/
2007 insgesamt für nichtig zu erklären;

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.
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Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit der vorliegenden Klage beantragt die Klägerin, die Verord-
nung (EG) Nr. 727/2007 der Kommission vom 26. Juni 2007,
die weniger einschränkende Maßnahmen zur Überwachung und
Tilgung bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopa-
thien erlaube als die Verordnung (EG) Nr. 999/2001, teilweise
oder, hilfsweise, insgesamt für nichtig zu erklären.

Zur Begründung ihrer Klage macht sie geltend, dass die ange-
fochtenen Vorschriften für nichtig erklärt werden müssten, weil
sie hinsichtlich der Beurteilung und Bekämpfung der Gefahr
gegen den Vorsorgegrundsatz verstießen.

Die Kommission habe hinsichtlich der Beurteilung der Gefahr
den Vorsorgegrundsatz verkannt, da sie die wissenschaftlichen
Unsicherheiten nicht berücksichtigt habe, die sowohl hinsichtlich
der Übertragungsgefahr von anderen transmissiblen spongifor-
men Enzephalopathien als der bovinen spongiformen Enzepha-
lopathie auf den Menschen, als auch hinsichtlich der Zuverlässig-
keit der Untersuchungen, auf die sich die Kommission für den
Erlass der angefochtenen Entscheidung gestützt habe, bestünden.

Die Kommission habe außerdem den Vorsorgegrundsatz hin-
sichtlich der Bekämpfung der Gefahr verletzt, weil die angefoch-
tenen Vorschriften die Gefahr nicht begrenzten, sondern sogar
geeignet seien, sie zu erhöhen. Darüber hinaus sei die von den
angefochtenen Vorschriften verursachte Erhöhung der Gefahr
nicht durch den erwarteten Nutzen gerechtfertigt.

(1) ABl. L 165, S. 8.
(2) ABl. L 147, S. 1.

Klage, eingereicht am 17. Juli 2007 — Campo de Alcalá del
Río/Rat und Kommission

(Rechtssache T-258/07)

(2007/C 211/96)

Verfahrenssprache: Spanisch

Parteien

Klägerin: S. Coop. And. de Productores del Campo de Alcalá del
Río (Sevilla, Spanien) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt
L. Ortiz Blanco)

Beklagte: Rat der Europäischen Union und Kommission der
Europäischen Gemeinschaften

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— ein Urteil zu erlassen, durch das der vorliegenden Schadens-
ersatzklage gemäß Art. 288 EG stattgegeben und festgestellt
wird, dass die Klägerin Anspruch darauf hat, vom Rat und
von der Kommission als Gesamtschuldner Schadensersatz in
einer Gesamthöhe von 1 035 466 Euro zu erhalten;

— den beklagten Organen die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klagegründe und wesentlichen Argumente sind die gleichen
wie in der Rechtssache T-217/07, Las Palmeras/Rat und Kom-
mission.

Klage, eingereicht am 17. Juli 2007 — Algusa Algodonera
Utrerana/Rat und Kommission

(Rechtssache T-259/07)

(2007/C 211/97)

Verfahrenssprache: Spanisch

Parteien

Klägerin: Algusa Algodonera Utrerana, S.A. (Sevilla, Spanien)
(Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt L. Ortiz Blanco)

Beklagte: Rat der Europäischen Union und Kommission der
Europäischen Gemeinschaften

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— ein Urteil zu erlassen, durch das der vorliegenden Schadens-
ersatzklage gemäß Art. 288 EG stattgegeben und festgestellt
wird, dass die Klägerin Anspruch darauf hat, vom Rat und
von der Kommission als Gesamtschuldner Schadensersatz in
einer Gesamthöhe von 721 355 Euro zu erhalten;

— den beklagten Organen die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klagegründe und wesentlichen Argumente sind die gleichen
wie in der Rechtssache T-217/07, Las Palmeras/Rat und Kom-
mission.
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